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Abwägung 
1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus Wunderland“  

Ortsteil Wambach, Gemeinde Schlangenbad, Rheingau-Taunus-Kreis 
 

zur Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB  
vom 08.06.2020 – 27.07.2020 

und zur Trägerbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  
vom 08.06.2020 – 27.07.2020 

 
Bearbeitungsstand September 2020 

 
Einleitung 

Im Rahmen der 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus Wunderland“ Ortsteil Wam-
bach, Gemeinde Schlangenbad, Rheingau-Taunus-Kreis wurden die nachfolgenden in den Tabellen 1 
und 2 aufgeführten Träger öffentlicher Belange angeschrieben. Die Unterrichtung erfolgte gemäß  
§ 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 03. Juni 2020 mit Frist bis zum 27. Juli 2020. Im Zuge der Betei-
ligung der Träger und der Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB gingen die folgenden schriftlichen Stel-
lungnahmen ein: 

Tab. 1:  Stellungnahmen mit Anregungen und Bedenken 

Träger öffentlicher Belange, Stellungnahmen mit Anregungen und Bedenken  

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB Seite 

1. Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. III 31.2, Regionale Siedlungs- und 

Bauleitplanung 

Schreiben vom 29.07.2020 5 

2. Kreisausschuss des Rheingau-Taunus-Kreises, III.4 Bauaufsicht 

(Bauleitplanung) 

Schreiben vom 21.07.2020 9 

3. Hessen Mobil Schreiben vom 22.07.2020 15 

4. IHK Wiesbaden Schreiben vom 27.07.2020 17 

5. Kreisverwaltung Limburg-Weilburg, Amt für den ländlichen Raum Schreiben vom 01.07.2020 18 

6. Hessenwasser sowie Wasserbeschaffungsverband Rheingau-Taunus Schreiben vom 22.06.2020 20 

7. ESWE Versorgungs AG Schreiben vom 23.06.2020 24 

Stellungnahme der Öffentlichkeit im Zuge der Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bzw. mündliche Stel-

lungnahmen zur Niederschrift wurden nicht vorgebracht. 
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Tab. 2:  Stellungnahmen ohne Anregungen und Bedenken 

Amt für Bodenmanagement Limburg Schreiben vom 23.07.2020 

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH  Schreiben vom 17.07.2020 

Hessen-Forst Forstamt Rüdesheim Schreiben vom 07.07.2020 

Rheingauwasser GmbH  Schreiben vom 09.06.2020 

Syna GmbH Schreiben vom 22.07.2020 

Gemeindevorstand der Gemeinde Heidenrod Schreiben vom 09.06.2020 

Gemeindevorstand der Gemeinde Kiedrich  Schreiben vom 23.06.2020 

Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden  Schreiben vom 10.06.2020 

Stadtverwaltung Oestrich - Winkel Schreiben vom 01.07.2020 

Tab. 3:  Träger öffentlicher Belange, die keine Stellungnahmen abgegeben haben 

Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V. Deutsche Telekom Technik GmbH PTI 12 Technik Nieder-

lassung Südwest 

Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) Landesverband 

Hessen e.V. 

Hessen-Forst Forstamt Chausseehaus 

Deutsche Gebirgs- und Wandervereine Hessen e.V.;  

Zweckverband Naturpark Rhein-Taunus 

Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geo-

logie 

Hessische Gesellschaft für Ornithologie Kreishandwerkerschaft Wiesbaden - Rheingau Taunus 

Landesjagdverband Hessen e.V. Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Hessen Archäolo-

gie 

Naturschutzbund Deutschland Landesverband Hessen e.V. 

(NABU) 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Hes-

sen e.V. 

Polizeidirektion Rheingau - Taunus (Polizeipräsidium West-

hessen) 

Verband Hessischer Sportfischer e.V. Staatsbad Schlangenbad GmbH  

Verein "Naturerbe Taunus" e.V. Süwag Energie AG NL MKW (Netzbereich West) 

Rettet den Taunuskamm e.V. TÜV Hessen Allgemeine u. Liegenschaftsverwaltung 

VCD-Landesverband Hessen e.V. Magistrat der Stadt Bad Schwalbach 

Naturpark Rhein-Taunus Magistrat der Stadt Eltville am Rhein - Stadtbauamt - 

Abwasserverband "Oberer Rheingau" Magistrat der Stadt Taunusstein Hr. Dr. Stockmann 

Arbeitsamt Wiesbaden Ortsbeirat Wambach  

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleis-

tungen der Bundeswehr Referat Infra I 3 

Gemeinde Schlangenbad, Bürgeramt und Ordnungsamt - 

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunika-

tion, Post und Eisenbahnen (BNetzA), Referat 226 - Richt-

funk, Flug-, Navigations- und Ortungsfunk  

Gemeindebrandinspektor 

DB Services Immobilien GmbH Niederlassung Frankfurt Gemeinde Schlangenbad, Bauamt 
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Es folgen gemäß der Auflistung in Tabelle 1 die Stellungnahmen mit Anre-

gungen und Bedenken zur 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan 

„Taunus Wunderland“  
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I. 
 

 
 
 

II. 
 
 
 
 

1.  Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. III 31.2, Regionale Siedlungs- und Bauleitpla-
nung 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 1 - 

 

Abwägung: 

I. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

II. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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III. 

 
 
 
 
 
 

IV. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

V. 
 

1.  Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. III 31.2, Regionale Siedlungs- und Bauleitpla-
nung 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 2 - 

 

Abwägung: 

III. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

IV. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

V. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er deckt sich nicht mit der Einschätzung der Gemeinde Schlangenbad. 

Begründung: 

Nach Einschätzung der Gemeinde Schlangenbad wird der Belang vorsorgender Bodenschutz in der 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan 
„Taunus Wunderland“ hinreichend betrachtet. Auf dieser Grundlage ist eine sachgerechte Abwägung durch die Gemeinde sichergestellt. Zu dieser 
Einschätzung gelangt die Gemeinde auch deshalb, da in der Stellungnahme der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Wiesbaden vom 13.02.2018 (Az. 
III 31.2-61d 02/01- 27) unter der Überschrift „Vorsorgender Bodenschutz“ folgendes festgestellt wird: 
„(…) Der Umweltbericht enthält im Wesentlichen die erforderlichen Angaben zur Beurteilung hinsichtlich des vorsorgenden Bodenschutzes. Eine ab-
schließende allgemeinverständliche Zusammenfassung wird im weiteren Verfahren ergänzt. Die Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbe-
langen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen wurde bei der Erstellung des Umweltberichtes beachtet.“ 
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VI. 

VII. 

VIII. 
 

1.  Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. III 31.2, Regionale Siedlungs- und Bauleitpla-
nung 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 3 - 

 

Abwägung: 

VI. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte des Merkblattes „Entsorgung von Bauabfällen“ werden im Zuge der Erschließungspla-
nung und nachfolgender Baugenehmigungsverfahren beachtet. Falls unbekannte Schadstoffe im Bodenaushub angetroffen werden, wird die 
entsprechende Zustimmung der Abfallbehörde eingeholt. 

VII. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die textlichen Festsetzungen zur 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus Wunder-
land“ sind als eine eigenständige Unterlage gehalten. Sie sind Bestandteil der Unterlagen, die als Satzung durch die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Schlangenbad beschlossen wird. Ein entsprechender Hinweis ist auf der Planunterlage angebracht. 

VIII. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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IX. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.  Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. III 31.2, Regionale Siedlungs- und Bauleitpla-
nung 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 4 - 

 

Abwägung: 

IX. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beteiligung des Kampfmittelräumdienstes hat stattgefunden (Schreiben vom 16.06.2017,  
I 18 KMRD- 6b 06/05-Sch 562-2017). Danach liegt kein begründeter Verdacht auf Bombenblindgänger vor. 
(siehe hierzu: Textliche Festsetzungen, 3.8) 
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 2. Kreisausschuss des Rheingau-Taunus-Kreises 

Stellungnahme gemäß § 4a Abs. 3 i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 1 - 

 

Abwägung: 

Auf dieser Seite keine Hinweise. 
Keine inhaltliche Ergänzungen erforderlich. 

  



1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus Wunderland“,  
Abwägung erneute Auslegung/Trägerbeteiligung 

 
 

 09.09.2020  

 

10/24 

 
 
 

 

I. 

 

II. 
 

III. 

 

IV. 

 
 
 

V. 

 

VI. 
 

VII. 
 

 

2.  Kreisausschuss des Rheingau-Taunus-Kreises 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 2 - 

 

Abwägung: 

I.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

II. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

III. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

IV. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

V. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

VI. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

VII. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Stellungnahme wird durch eine Anpassung der Textlichen Festsetzung 
Ziffer 1.8 wie folgt nachgekommen. 

Begründung: 

In den textlichen Festsetzung ist die Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers der Erweiterungsfläche (Baufläche 
VIII) innerhalb dieser festgesetzt. Die Größe der Versickerungsfläche mit 1.660 m² wurden mit der Stellungnahme der Unteren 
Wasserbehörde vom 12.02.2018 (Aktenzeichen 03940-16-80, Stellungnahme Rheingau-Taunus-Kreis) als Mindestgröße einge-
fordert und entsprechend der nachfolgenden Abwägung in die weitere Planung eingestellt. Die tatsächliche Größe der notwen-
digen Versickerungsfläche kann sich bei geringerem Ausnutzungsgrad reduzieren und dezentral bei dem jeweiligen Vorhaben 
erfolgen. Daher wird im Zuge des jeweiligen Bauantrages der notwendige Versickerungsnachweis zu führen sein. Die Textliche 
Festsetzung Ziffer 1.8 wird wie folgt angepasst: 

Festsetzung Juni 2020 (alt) 

Das anfallende Niederschlagswasser der Erweiterungsfläche (Baufläche VIII) des Bebauungsplans ist innerhalb dieser Fläche 
zu versickern. Hierzu sind in der Baufläche VIII entsprechende Versickerungskapazitäten durch eine Rigolenversickerung (Flä-
chenbedarf ca. 1.660 m²) sicherzustellen. 

Festsetzung Abwägung August 2020 

Das anfallende Niederschlagswasser der Erweiterungsfläche (Baufläche VIII) des Bebauungsplans ist innerhalb dieser Fläche 
zu versickern. Hierzu sind in der Baufläche VIII im Zuge einer baulichen Nutzung die entsprechenden Versickerungskapazitäten 
durch eine Rigolenversickerung zur Verfügung zu stellen (Versickerungsfläche 1.660 m², bei vollständiger Nutzung der maxima-
len festgesetzten Grundflächenzahl von 0,6). Im Zuge des jeweiligen Bauantrages ist der notwendige Versickerungsnachweis 
zu führen.  
(Übernahme in die Textlichen Festsetzungen unter 1.8, S. 6/ Begründung Kap. 6.8, S. 29/Umweltbericht Kap. 3.1, S. 43)  

 

Hinweis: 

Bei der ca. 350 m² großen Fläche zur Bewirtschaftung des Niederschlagswassers handelt es sich um eine Übernahme aus dem 
derzeit gültigen Bebauungsplan „Taunus Wunderland“ (Bestandsfläche, (siehe Textliche Festsetzungen, 1.16). 
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VIII. 
 

2.  Kreisausschuss des Rheingau-Taunus-Kreises 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 3 - 

 

Abwägung: 

VIII. 

Der Hinweis, dass aus brandschutztechnischer Sicht keine grundsätzlichen Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis 
genommen. Die aufgeführten Anforderungen aus Sicht des Fachdienstes III.3 - Brandschutzes werden zur Kenntnis 
genommen und in der Erschließungsplanung sowie nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren beachtet. Im Rahmen 
der Erschließungsplanung erfolgt eine weitere Abstimmung bezüglich der Löschwasserversorgung mit der Brand-
schutzdienststelle des Rheingau-Taunus-Kreises, Vorbeugender Brandschutz.  
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IX. 
 

2.  Kreisausschuss des Rheingau-Taunus-Kreises 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 4 - 

 

Abwägung: 

IX. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten der Bauaufsicht des Rheingau-Taunus-Kreises keine grundsätzli-
chen Bedenken bestehen. Den Stellungnahmen und Hinweisen wird wie folgt dargelegt nachgekommen: 
Begründung: 

zu 1.2: Der Planeintrag von GRZ 0,4 widerspricht den richtigen Angaben in den weiteren Unterlagen (Textliche Festsetzungen, 
Begründung) und wird auf GRZ  0,6 berichtigt.  
(Übernahme in die Planunterlage) 

zu 1.7: Ein entsprechendes Planzeichen wird in den Plan in die Erweiterungsfläche (Baufläche VIII) übernommen.  
(Übernahme in die Planunterlage) 

zu 1.15: Die Legende wird entsprechend den angemerkten Sachverhalte ergänzt und konkretisiert.  
(Übernahme in die Planunterlage) 

(Fortsetzung siehe folgende Seite) 
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IX. 
(Fort-
set-

zung) 

X. 

XI. 

XII. 

XIII. 

XIV. 
 

2.  Kreisausschuss des Rheingau-Taunus-Kreises 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 5 - 

 

Abwägung: 

IX. 

Fortsetzung Begründung: 

zu 1.17: Südlich des Wohnhauses Dreher (Flurstück 10/2) erfolgt der Planeintrag „Werkstattbereich“. Die benannten vor-
handenen Container befinden sich ebenfalls auf diesem Flurstück. Weitergehende Angaben sind der Schalltechni-
schen Untersuchung (Pies 2016) nicht zu entnehmen. 
Die Empfehlung zu den weiteren unter Hinweisen subsumierten Maßnahmen wird zu Kenntnis genommen. Ge-
mäß den Ausführungen des Schalltechnischen Gutachtens (Pies 2016) wird der Hinweis zur Attraktion „Knall und 
Fall“ wie folgt formuliert: 

Festsetzung Juni 2020 (alt) 

 Hinweis: Der Standort der Attraktion „Knall und Fall“ sollte in die Erweiterungsfläche verlagert werden. 

Festsetzung Abwägung August 2020 

 Hinweis: Ergeben sich nach den vorgenannten Maßnahmen noch Überschreitungen hinsichtlich des Hauses zur 
Schanze 3, ist die Attraktion „Knall und Fall“ in die Erweiterungsfläche zu verlagern.  
(Übernahme in die Textlichen Festsetzungen unter 1.17, S. 12/ Begründung Kap. 6.17, S. 38/Umweltbericht 
Kap. 3.1, S. 51) 

zu 2.4/2.5 Beide Sachverhalte sind ausdrücklich als Empfehlungen formuliert. Die spezifische Ausgestaltung der Fahrge-
schäfte und die themenbezogene Gestaltung der Freizeitparkbereiche stehen einer solchen Festsetzung entge-
gen. 

X. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

XI. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  Ein entsprechender Rodungsantrag wurde 2018 gestellt. Die Rodungsge-
nehmigung wurde am 18.02.2019 (III.5) erteilt, unter folgender aufschiebender Wirkung:  
Die Genehmigung zur Rodung und Umwandlung des Waldes steht unter der aufschiebenden Wirkung, dass von der 
Genehmigung erst Gebrauch gemacht werden darf, wenn der Bebauungsplan in Kraft getreten ist. 

XII. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Akustische und optische Einwirkungen auf die Verkehrsteilnehmer sind 
nicht zu erwarten. 
Begründung: 

Akustische und optische Einwirkungen auf die Verkehrsteilnehmer auf der Landesstraße L 3037 sind ausgeschlossen, da der 
Freizeitpark im Erweiterungsbereich durch einen Sichtschutzwall (ca. 3,5 m Höhe) entlang der Straße abgeschirmt wird. 

XIII. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

XIV. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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2.  Kreisausschuss des Rheingau-Taunus-Kreises 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 6 - 

 

Abwägung: 

Auf dieser Seite keine Hinweise. 
Keine inhaltliche Ergänzungen erforderlich. 
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I. 
 

3. Hessen Mobil 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 1 – 

 

Abwägung: 

I. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird eine anbaufreie Abstandsfläche von 16 m wird eingehalten. Der 
Mindestabstand zum Fahrbahnrand von 5 m wird in den Plan als Bemaßung aufgenommen und in den textlichen Fest-
setzungen vermerkt. 
Begründung: 

Die geforderte anbaufreie Abstandsfläche von 16 m wird eingehalten. Durch die Abstandsfläche zu Fahrbahnrand von 5 m, ei-
ner Fläche für den Sichtschutzwall von 8 m und eine Wegefläche von 4 m (inkl. beidseitig 0,5 m breite Randstreifen) ergibt sich 
eine anbaufreie Abstandsfläche von 17 m bis zur Umzäunung des Taunus Wunderlandes. Die Textliche Festsetzung Ziffer 1.10 
wird wie folgt angepasst: 

Festsetzung Juni 2020 (alt) 

Parallel zur Landesstraße L 3037 wird ein 8 m breiter Streifen zur Anlage eines Sichtschutzwalls festgesetzt. Die maximale 
Höhe wird auf 3,5 m über dem gewachsenen Boden begrenzt, die Böschungsneigung ist auf 1 : 1 oder flacher festgesetzt.  

Festsetzung Abwägung August 2020 

Parallel zur Landesstraße L 3037 wird im Abstand von 5 m zum äußeren Rand der befestigten Fahrbahn ein 8 m breiter Streifen 
zur Anlage eines Sichtschutzwalls festgesetzt. Die maximale Höhe wird auf 3,5 m über dem gewachsenen Boden begrenzt, die 
Böschungsneigung ist auf 1 : 1 oder flacher festgesetzt.  
(Übernahme in die Textlichen Festsetzungen unter 1.10, S. 6/ Begründung Kap. 6.10, S. 30) 

In die Planunterlage wird ein entsprechende Bemaßung eingetragen.  
(Übernahme in die Planunterlage) 
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II. 

III. 
 

3. Hessen Mobil 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 2 – 

 

Abwägung: 

II. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Negative Beeinflussung bzw. Blendwirkungen auf die Verkehrsteilnehmer 
sind nicht zu erwarten. Es wird zur Kenntnis genommen, dass auch zukünftig keine Ansprüche auf Durchführung von 
Schutzmaßnahmen aufgrund des Bundesimmissionsschutzgesetzes bestehen. 
Begründung: 

Negative Beeinflussung bzw. Blendwirkungen auf die Verkehrsteilnehmer auf der Landesstraße L 3037 sind ausgeschlossen, 
da der Freizeitpark im Erweiterungsbereich durch einen parallel zur Landesstraße verlaufenden Sichtschutzwall mit ca. 3,5 m 
Höhe abgeschirmt wird. 

III. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass für die Anknüpfungspunkte der privaten Erschließungswege im Zuge der Er-
schließungsplanung Sondergenehmigungen mit Hessen Mobil zu schließen sind. 
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I. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. IHK Wiesbaden 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 1 und 2 – 

 

 

Abwägung: 

I. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Regelung der Taktung der Busanbindung ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans.  
Begründung: 

Die Prüfung, ob Änderungen der Taktfolge des bestehenden ÖPNV (Buslinien) möglich und notwendig sind, obliegt dem Betrei-
ber des ÖPNV und lässt sich im Bebauungsplan nicht regeln. Gleichwohl wird die Gemeinde immer eine bedarfsgerechte Ver-
sorgung des Freizeitparkes durch den ÖPNV einfordern, um Besuchern wie z. B. Kindergärten oder Schulklassen, die auf eine 
solche Anbindung angewiesen sind, den Besuch zu ermöglichen.  
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I. 
 

5. Kreisverwaltung Limburg-Weilburg, Amt für den ländlichen Raum 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 1– 

 

Abwägung: 

I. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Stellungnahme wurden im Rahmen der Abwägung zur Offen-
lage nach § 4 Abs. 2 BauGB (08.01.2018 – 09.02.2018) abgehandelt und abgewogen.   
Begründung: 

Zur Nachvollziehbarkeit des im Schreiben erfolgten Verweis auf die Stellungnahme vom 31.01.2018 ist die entsprechende Stel-
lungnahme sowie die dazugehörige Abwägung auf der folgenden Seite abgedruckt.  

Hinsichtlich des parallelen Flächennutzungsverfahrens (vgl. Zif. II. der umseitig abgedruckten Stellungnahme vom 31.01.2018) 
wird darauf hingewiesen, dass die im Parallelverfahren durchgeführte Flächennutzungsplanänderung vom Regierungspräsidium 
genehmigt (23.05.2019) und anschließend veröffentlicht (13.08.2019) wurde. Die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
plans „Taunus Wunderland“ wird somit aus den Vorgaben des Flächennutzungsplans entwickelt  
(§ 8 Abs. 2 BauGB). 
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I. 

II. 
 

III. 

IV. 
 

V. 
 
 
 

VI. 
 

VII. 
 

5. Kreisverwaltung Limburg-Weilburg, Amt für den ländlichen Raum 
 

Wiedergabe der Stellungnahme vom 31.01.20181 

 

 

Wiedergabe der Abwägung zur Offenlage nach § 4 Abs. 2 BauGB (08.01.2018 – 09.02.2018),  

die Stellungnahme der Kreisverwaltung Limburg – Weilburg, Amt für den ländlichen Raum vom 31.01.2020 betreffend.1 

I. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

II. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt im Parallelverfahren (FNP 
13.07 „2. Änderung des Flächennutzungsplanes“/Bereich: 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus 
Wunderland“). 
 

III. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Aufforstung in Heidenrod wird über einen Bebauungsplan der Ge-
meinde Heidenrod umgesetzt.  
(Satzungsbeschluss am 09.03.2018, Vorhaben 04 EG 03.0) 
 

IV. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er deckt sich nicht mit der Einschätzung der Gemeinde Schlangenbad. 
Begründung: 
Die Notwendigkeit einer Waldneuanlage für den Eingriff in den Waldbestand ist auch für Gemeinden mit einem hohen Waldan-
teil an der Gemeindefläche nach § 12 Abs. 4 HWaldG gegeben. Gleichwohl hat eine Flächenermittlung in der Gemeinde 
Schlangenbad kein Ergebnis keine geeignete Aufforstungsfläche erbracht. Dies ist sicherlich u. a. auch dem Umstand geschul-
det, dass der Waldanteil in Schlangenbad relativ hoch liegt. Im Ergebnis wurde die Suche nach geeigneten Aufforstungsflächen 
auf den Naturraum ausgedehnt und mit der angebotenen Fläche in Heidenrod/Eggenroth erfolgreich abgeschlossen. 

V./VI. 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Er deckt sich nicht mit der Einschätzung der Gemeinde Schlangenbad. 
Begründung: 
Die Gemeinde Heidenrod als Flächeneigentümer erachtet die Aufforstung im vorgesehenen Bereich Bebauungsplan „Driescher“ 
als fachlich geeignet und hat daher die Umsetzung der Aufforstung über das Bauleitplanverfahren eingeleitet. Im Rahmen die-
ses Verfahren findet die Abwägung der hier angesprochenen Sachverhalte statt. In der 1. Änderung und Erweiterung Bebau-
ungsplan „Taunus Wunderland“ wird diese Maßnahme nur als forstrechtliche (und naturschutzrechtliche) Ausgleichsfläche ein-
gestellt, eine Beurteilung und Abwägung der Fläche durch die Gemeinde Schlangenbad findet nicht statt. 

VII. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er deckt sich nicht mit der Einschätzung der Gemeinde Schlangenbad. Im 
weiteren Verfahren wird an der Waldausgleichsfläche im Bereich „Driescher“ festgehalten. 
Begründung: 
In der 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus Wunderland“ wird diese Maßnahme als forstrechtliche (und natur-
schutzrechtliche) Ausgleichsfläche eingestellt. Eine Abwägung dieser Fläche findet in vorgenannten Verfahren nicht statt, viel-
mehr erfolgt dieser Schritt im Bauleitplanverfahren Bebauungsplan „Driescher“ der Gemeinde Heidenrod (Flächeneigentümer). 

 
 

1 (Übernahme aus: Abwägung 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus Wunderland“ sowie FNP 13.07 
„2. Änderung des Flächennutzungsplanes“ Ortsteil Wambach, Gemeinde Schlangenbad, Rheingau-Taunus-Kreis zur 
Offenlage nach § 3 Abs. 1 BauGB vom 02.01.2017 – 03.02.2017 und zur frühzeitige Trägerbeteiligung gemäß  
§ 4 Abs. 1 BauGB vom 02.01.2017 – 10.02.2017 sowie zur Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB vom 08.01.2018 – 
09.02.2018 und zur Trägerbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vom 08.01.2018 – 09.02.2018 vom 26.03.2018). 
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I. 
 

6. Hessenwasser sowie Wasserbeschaffungsverband Rheingau-Taunus 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 1– 

 

Abwägung: 

I. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Verlauf der Wasserleitung des Wasserbeschaffungsverbandes Rhein-
gau-Taunus im Bereich des Eingangs zum Taunus Wunderland wurde im Zuge des Baues der Unterführung verlegt. 
Der geänderte Verlauf wird in die Planunterlage übernommen, die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte entsprechend ange-
passt.  
Begründung: 

Die Planunterlage stellt die Versorgungsleitungen dar und setzt gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB die notwendige Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechte fest.   
(Übernahme in die Planunterlage) 

 



1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus Wunderland“,  
Abwägung erneute Auslegung/Trägerbeteiligung 

 
 

 09.09.2020  

 

21/24 

II. 
 

6. Hessenwasser sowie Wasserbeschaffungsverband Rheingau-Taunus  
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 2– 

 

Abwägung: 

II. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise und Vorgaben der übergebenen Unterlagen (Anweisung und 
Planauskunft) werden im Zuge der Erschließungsplanung und nachfolgender Baugenehmigungsverfahren beachtet.   
(Sie sind der Abwägungsunterlage nicht beigefügt) 
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6. Hessenwasser sowie Wasserbeschaffungsverband Rheingau-Taunus 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 3– 

 

Abwägung: 

Auf dieser Seite keine Hinweise. 
Keine inhaltliche Ergänzungen erforderlich. 
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6. Hessenwasser sowie Wasserbeschaffungsverband Rheingau-Taunus 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 4– 

 

Abwägung: 

Auf dieser Seite keine Hinweise. 
Keine inhaltliche Ergänzungen erforderlich. 

 



1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan „Taunus Wunderland“,  
Abwägung erneute Auslegung/Trägerbeteiligung 

 
 

 09.09.2020  

 

24/24 

I. 

II. 
 

7. ESWE Versorgungs AG 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, - Seite 1– 

  

Abwägung: 

I. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bauliche und Geländeveränderungen im Bereich des Leitungsbestandes 
werden mit der sw netz GmbH abgestimmt.  
 
 
II. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Gestattungsvertrag wird auf der Grundlage des rechtskräftigen Bebau-
ungsplans zwischen der ESWE Versorgungs AG und der Gemeinde Schlangenbad/Taunus Wunderland GmbH ge-
schlossen.  
 

(Anlage: 2 Leitungspläne (A0), der Abwägung nicht beigefügt) 

 


